
ben hat. Diese subjektivistischen Tendenzen zeigten 
sich darin, daß einzelne Gesichtspunkte der subjektiven 
oder objektiven Seite der Straftat verabsolutiert wur­
den, so daß Übergaben an die Konfliktkommissionen 
allein mit der geringen Schuld oder allein mit gerin­
gem Schaden begründet wurden, wobei man oft nur 
den materiellen Schaden sah. Nicht selten wurde die 
Übergabe auch allein mit positiven Eigenschaften des 
Täters begründet. Das zeigt folgendes Beispiel:
Ein Lkw-Fahrer befuhr in angetrunkenem Zustand 
(2,22 °/uo Blutalkohol) einen für Fahrzeuge gesperrten 
Weg, gelangte in eine Sackgasse und beschädigte einen 
Zaun. Der Täter verursachte bereits in den vergange­
nen Jahren mehrere Verkehrsunfälle infolge Alkohol­
genusses. Die Übergabe an die Konfliktkommission 
wurde einseitig damit begründet, daß der Kraftfahrer 
fortschrittlich eingestellt sei, sich am gesellschaftlichen 
Leben beteilige und insbesondere bei NAW-Arbeiten 
gute Leistungen vollbracht habe.
Die jetzige Formulierung im Staatsratserlaß kennzeich­
net eindeutig die Merkmale der Geringfügigkeit und 
zwingt die staatlichen Rechtspflegeorgane, die aufge­
führten Umstände in ihrem engen Zusammenhang zu 
sehen und dabei auch das Verhältnis der Schuld zum 
tatsächlich eingetretenen Schaden konkret einzu­
schätzen.
Das darf andererseits nicht dazu führen, daß durch 
überspitzte Anforderungen Straftaten vor Gericht an­
geklagt werden, für die der Sache nach die Konflikt­
kommission zuständig ist und bei denen auch die Be­
ratung zur wirksamen Erziehung des Rechtsverletzers 
beitragen kann. Kompliziert werden hier besonders die 
Fälle zu beurteilen sein, in denen beim Täter eine ge­
ringe Fahrlässigkeit vorliegt, durch seine fahrlässige 
Handlungsweise aber — durch Hinzutreten anderer, 
nicht in seiner Person liegender Umstände — ein um­
fangreicher Schaden herbeigeführt wurde. Typisch da­
für sind die fahrlässigen Brandgefährdungen, in denen 
der Täter eine geringe Pflichtverletzung begeht, durch 
das Wirksamwerden weiterer Bedingungen aber 
schließlich ein umfangreicher Brandschaden entsteht. 
So war im Berliner Glühlampenwerk durch die Un­
achtsamkeit eines sonst sehr gewissenhaft arbeitenden 
Laboranten ein Brand im Laboratorium ausgebrochen, 
durch den ein Schaden von etwa 10 000 DM entstand. 
In diesen Fällen kann nicht schematisch und absolut 
der tatsächlich eingetretene Schaden, eventuell noch 
weitergehende Folgen wie etwa Produktionsausfall, als 
der letztlich vom Täter angerichtete Schaden betrach­
tet werden. Wenn auch Kausalität vorliegt, d. h. der 
eingetretene tatsächliche Schaden seine Ursache im 
pflichtwidrigen Verhalten des Täters hat, so ist doch 
in allen Fällen sorgfältig zu prüfen, ob sich die beim 
Täter vorhandene geringe Schuld auf den eingetretenen 
Gesamtschaden erstreckt, ob er für den gesamten Scha­
den verantwortlich ist oder ob nicht objektive Bedin­
gungen mitgewirkt haben, auf die sich die Schuld nicht 
mehr erstrecken kann, und deshalb keine Verantwort­
lichkeit für den Gesamtschaden vorliegt. Dies nicht zu 
berücksichtigen würde bedeuten, daß das dem soziali­
stischen Strafrecht fremde Prinzip der objektiven Er­
folgshaftung Anwendung finden würde. Andererseits 
ist es natürlich notwendig, an das objektive Geschehen, 
also auch an den verursachten Schaden, anzuknüpfen; 
doch ist in allen diesen Fällen sorgfältig zu prüfen, ob 
der Täter die durch seine Handlung ausgelöste Kausal­
kette vorausgesehen hat oder in welchem Umfang er 
die Folgen voraussehen konnte9. Je weniger der Täter 
vorausgesehen hat und voraussehen konnte, desto ge­
ringer ist die Schuld. *

* Vgl. auch Lekschas, „Zum Problem des fahrlässigen Ver­
schuldens bei Verkehrsdelikten“, NJ 1961 S. 304.

Es ist also durchaus denkbar, daß den Konfliktkommis­
sionen auch solche Fälle übergeben werden können, bei 
denen durch geringe Schuld des Täters objektiv ein 
umfangreicher Schaden entstanden ist, den aber der 
Täter nicht in vollem Umfang vorausgesehen hat und 
voraussehen konnte.
Der Sachverhalt muß einfach und aufgeklärt sein
In diesem Zusammenhang sind aber auch die anderen 
Voraussetzungen zu berücksichtigen, die der Staatsrats­
erlaß für die Übergabe geringfügiger Straftaten auf­
stellt. Der Sachverhalt muß aufgeklärt und einfach sein. 
Gerade aber bei Vorliegen komplizierter kausaler Pro­
zesse wird man nicht von einem einfachen Sachverhalt 
sprechen können, weil mitunter eine Vielzahl sachlicher 
Beweismittel geprüft sowie Sachverständige gehört 
werden müssen, um den Zusammenhang zwischen Ur­
sache und Folge erkennen zu können. In diesen Fällen 
ist Anklage beim zuständigen Gericht zu erheben. 
Nicht selten wird die Aufklärungspflicht bei gering­
fügigen Straftaten unterschätzt. Dabei spielen solche 
Auffassungen eine Rolle, daß der Aufwand in keinem 
Verhältnis zum Ergebnis, der Übergabe an die Kon­
fliktkommission, stehe. Deshalb soll ausdrücklich dar­
auf hingewiesen werden, daß die erzieherische Wirk­
samkeit der Beratung der Konfliktkommission in hohem 
Maße von dem Ergebnis der Ermittlungen des Unter­
suchungsorgans abhängt. Wird bei den Ermittlungen 
z. B. versäumt, die Ursachen und begünstigenden Be­
dingungen aufzudecken, dann wird die Konfliktkom­
mission nur ungenügend in der Lage sein, mit Hilfe 
des Kollektivs die Bedingungen auszuräumen, die zu 
einer konkreten Straftat geführt haben, so daß auch 
zukünftigen Rechtsverletzungen nicht wirksam vorge­
beugt werden kann.
Als weitere Voraussetzung wird gefordert, daß der 
Werktätige seine Rechtsverletzung zugibt, d. h., daß 
keine umfangreiche Beweiserhebung notwendig ist, die 
die Konfliktkommission nicht durchführen kann.
Rückfalltäter gehören grundsätzlich nicht 
vor die Konfliktkommission
Schließlich wird als Voraussetzung für' die Übergabe 
gefordert, daß es sich — in der Regel — um eine erst­
malig begangene geringfügige Straftat handelt. Damit 
wird zum Ausdruck gebracht, daß bei Bürgern, die sich 
bereits wegen Straftaten verantworten mußten und 
daraus keine Lehren gezogen haben, im Falle erneuter 
Straffälligkeit staatliche Zwangsmittel zu ihrer Umer­
ziehung angewandt werden müssen. So war es z. B. 
absolut falsch, daß die Ermittlungsorgane in Glauchau 
das Verfahren gegen einen fünfmal, auch einschlägig 
vorbestraften Täter eingestellt und die Sache der Kon­
fliktkommission übergeben haben. Der Täter hatte 
grundlos einen anderen Bürger so geschlagen, daß 
dieser eine Woche arbeitsunfähig war.
Andererseits muß auch hier vor einer schematischen 
Anwendung dieser Bestimmung gewarnt werden. Im 
Staatsratserlaß wird bewußt gesagt, daß in der 
R e g e l  erstmalig begangene Straftaten zu übergeben 
sind. Es ist also nicht absolut ausgeschlossen, daß auch 
rückfällig gewordene Täter durch die Konfliktkommis­
sion wirksam erzogen werden können. Folgendes Bei­
spiel mag das verdeutlichen:
Der Konfliktkommission eines Berliner Betriebes war 
vom Untersuchungsorgan der Volkspolizei ein Ver­
kehrsdelikt zur Beratung übergeben worden. Der bc 
schuldigte Bürger war gestellt worden, als er unter 
leichtem Alkoholeinfluß ein Fahrzeug im Straßenver­
kehr führte. Er war vor mehr als einem Jahr wegen 
eines nach Alkoholgenuß mit einem Pkw schuldhaft 
verursachten Verkehrsunfalls zu einer bedingten Ge­
fängnisstrafe verurteilt worden. Die Volkspolizei zog 
die Fahrerlaubnis ein und übergab die Sache wegen der
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